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Weltwirtschaft: Expansion verlangsamt sich
Der Aufschwung der Weltwirtschaft hat sich im Verlauf
des Jahres 2006 etwas verlangsamt. Ausschlaggebend
dafür war, dass die konjunkturelle Dynamik in den USA,
und in geringerem Maße auch in Japan, nachließ. Dies
wurde durch eine Beschleunigung der Expansion im Euro-
raum und in Großbritannien nicht aufgewogen. In den
Schwellenländern blieb der Produktionsanstieg kräftig;
dabei hat er sich in China im ersten Halbjahr noch einmal
verstärkt, in den übrigen ostasiatischen Schwellenländern
insgesamt eher verlangsamt. Die Unterschiede in der Dy-
namik zwischen den Industrieländern sind überwiegend
dadurch bedingt, dass sich die Volkswirtschaften in ver-
schiedenen Phasen des konjunkturellen Zyklus befinden.
Die Rohstoffpreise stiegen in den ersten Monaten 2006
auch aufgrund der lebhaften Weltkonjunktur weiter stark.
Die Preisbewegung auf den Rohstoffmärkten schlug auf
die Verbraucherpreise durch; die Lohnkosten erhöhten
sich in den Industrieländern zumeist moderat. Die Ex-
pansion der Weltwirtschaft wird sich im Prognosezeitraum
etwas abschwächen, aber im längerfristigen Vergleich
kräftig bleiben. Insgesamt wird das reale Bruttoinlands-
produkt der Welt – in der Abgrenzung der Gemein-
schaftsdiagnose – im Jahr 2006 um 3,7% und im Jahr
2007 um 3,1% zunehmen. Der Welthandel expandiert in
diesem Jahr um 8,5% und im Jahr 2007 um reichlich
7%. Der Anstieg der Preise schwächt sich etwas ab.
Die Wirtschaft des Euroraums befindet sich im Auf-
schwung. Der Anstieg des realen Bruttoinlandsprodukts
hat sich vor allem in den Ländern erheblich beschleunigt,
die, wie etwa Deutschland und Italien, in den Vorjahren
unterdurchschnittliche Zuwächse verzeichneten. Die we-
sentlichen Impulse kamen von der Binnennachfrage, da
insbesondere die Anlageinvestitionen kräftig ausgeweitet
wurden. Der private Konsum legte leicht beschleunigt 
zu; die Bauinvestitionen expandierten spürbar. Auch der
Außenbeitrag erhöhte sich, da die Exporte deutlich stär-
ker als die Importe stiegen. Die Europäische Zentralbank
(EZB) hat vor dem Hintergrund der anziehenden Kon-
junktur ihren geldpolitischen Kurs gestrafft, um zuneh-
menden Inflationsrisiken rechtzeitig entgegenzuwirken.
Sie wird ihren maßgeblichen Leitzins bis zum Ende des
laufenden Jahres auf 3,5% anheben und im kommen-
den Jahr auf diesem Niveau belassen. Dieser Satz dürfte
in etwa dem neutralen Zinsniveau entsprechen. Die Lage
der öffentlichen Haushalte im Euroraum hat sich leicht
verbessert. Im kommenden Jahr wird die wirtschaftliche
Expansion kräftig bleiben, sich jedoch infolge der nach-
lassenden expansiven Wirkung der Geldpolitik und des
sich abschwächenden Booms der Weltwirtschaft etwas
verlangsamen. Das reale Bruttoinlandsprodukt im Euro-
raum wird im Jahr 2007 um 2,1% zunehmen, nach 2,6%
in diesem Jahr. Die Inflationsrate wird im Jahr 2006 bei
2,2% und im Jahr 2007 bei 2,1% liegen.
Deutsche Wirtschaft: Restriktive Finanzpolitik
dämpft Konjunktur 
Der Aufschwung der deutschen Wirtschaft hat sich in
diesem Jahr erheblich verstärkt. Bei weiterhin kräftig
steigenden Exporten wird er zunehmend von der In-
landsnachfrage getragen. Angesichts der anhaltend
kräftigen Expansion der Weltwirtwirtschaft wird die Aus-
fuhr von Waren und Dienstleistungen in diesem Jahr um
10% steigen. Die weiter verbesserten Absatz- und Er-
tragserwartungen der Unternehmen und die gestiegene
Kapazitätsauslastung führen zu einer Zunahme der Aus-
rüstungsinvestitionen um knapp 7%. Die Bauinvestitio-
nen steigen nach einem zehn Jahre währenden Rück-
gang zum ersten Mal wieder. Der private Konsum erholt
sich nur zögerlich, allerdings wird er im zweiten Halbjahr
durch Vorzieheffekte angeregt werden.2 Das reale Brutto-
inlandsprodukt wird in diesem Jahr um 2,3% steigen, ar-
beitstäglich bereinigt sogar um 2,5%. Das ist die zweit-
höchste Wachstumsrate während der vergangenen zehn
Jahre. Damit ist die Kapazitätsauslastung so deutlich ge-
stiegen, dass die Unternehmen verstärkt Arbeitskräfte
nachfragen. Die Zahl der Erwerbstätigen, vor allem auch
die der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten, nimmt
spürbar zu, und die Arbeitslosenquote geht im Jahres-
durchschnitt um etwa einen 3/4 Prozentpunkt auf 10,4%
zurück.
Die Ausgangslage für das kommende Jahr ist damit
günstig, und es spricht vieles dafür, dass sich der Auf-
schwung fortsetzt. Allerdings schwenkt die Finanzpolitik
auf einen merklich restriktiven Kurs ein; per saldo dürfte
die strukturelle Defizitquote durch die finanzpolitischen
Maßnahmen um 0,9 Prozentpunkte reduziert werden.
Vor diesem Hintergrund besteht erhebliche Unsicherheit
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darüber, ob der Aufschwung schon so weit gefestigt ist,
dass die gesamtwirtschaftliche Kapazitätsauslastung
auch im kommenden Jahr steigt. Die Unsicherheit resul-
tiert auch daraus, dass es zwischen den an der Gemein-
schaftsdiagnose beteiligten Instituten unterschiedliche
Einschätzungen darüber gibt, in welcher Phase des Kon-
junkturzyklus sich die deutsche Wirtschaft gegenwärtig
befindet.
Einige Institute erwarten, dass die Konjunktur in
Deutschland im Jahr 2007 merklich an Tempo verliert.
Die Inlandsnachfrage bleibe zwar aufwärtsgerichtet, sie
sei aber noch nicht hinreichend gefestigt. Vor allem hät-
ten sich die Einkommensaussichten nicht so weit ver-
bessert, dass mit einem nachhaltigen Anstieg der Be-
schäftigung und des privaten Konsums zu rechnen sei.
Alles in allem werde die gesamtwirtschaftliche Produk-
tion im Verlauf des kommenden Jahres zwar weiter stei-
gen, jedoch nur mit einer Rate, die in etwa dem trend-
mäßigen Wachstum entspricht.
Andere Institute sehen Anzeichen, dass der Auf-
schwung inzwischen so viel an Stärke gewonnen habe,
dass die dämpfenden Faktoren die Expansion nur kurz-
fristig beeinträchtigten, die Kapazitätsauslastung anschlie-
ßend aber weiter spürbar zunehme. Damit halte die Bes-
serung auf dem Arbeitsmarkt an, sodass die Einkommen
im Verlauf des Prognosezeitraums verstärkt stiegen und
die Expansion nach und nach auch von den privaten
Konsumausgaben gestützt werde.
Die vorliegenden Indikatoren geben keine eindeuti-
gen Signale, welchem dieser Szenarien eine höhere
Wahrscheinlichkeit beizumessen ist. Einerseits haben
sich die Geschäftserwartungen der Unternehmen in den
vergangenen Monaten eingetrübt, andererseits könnte
die Verbesserung der Arbeitsmarktlage auf eine robuste
Dynamik der Wirtschaftsentwicklung hinweisen. Die Prog-
nose für das Jahr 2007 wird zudem durch weitere Un-
sicherheiten erschwert. Da die Mehrwertsteuer noch nie
so stark erhöht wurde, ist es schwierig einzuschätzen, in
welchem Maße die Finanzpolitik die Konjunktur dämpfen
wird und wie stark die Vorzieheffekte ausfallen werden.
Außerdem ist noch unklar, ob der zehn Jahre währende
Rückgang der Bautätigkeit zum Stillstand gekommen ist
oder ob er nur unterbrochen wurde.
Nach Abwägung der verschiedenen Argumente ha-
ben sich die Institute für eine mittlere Variante entschie-
den. Sie prognostizieren für das Jahr 2007, dass sich der
Aufschwung mit schwächerem Tempo als in diesem Jahr
fortsetzt. Das Bruttoinlandsprodukt wird im Jahresdurch-
schnitt nur um 1,4% zunehmen. Wesentliche Triebkraft
bleiben die Ausrüstungsinvestitionen, die nochmals kräf-
tig zunehmen, auch weil die Abschreibungsbedingungen
mit Beginn des Jahres 2008 verschlechtert werden. Der
private Konsum dürfte im Jahresdurchschnitt lediglich
stagnieren, da die Realeinkommen durch die Maßnah-
men der Finanzpolitik um rund 1 Prozentpunkt belastet
werden. Auch werden die in dieses Jahr vorgezogenen
Käufe fehlen. Allein dadurch wird der Anstieg des realen
Bruttoinlandsprodukts im Jahr 2007 um etwa 1/4 Pro-
zentpunkt niedriger sein, als es ohne die Vorzieheffekte
der Fall gewesen wäre. Die Exporte werden weniger
stark zulegen als in diesem Jahr, da sich die Weltkon-
junktur leicht abkühlt. Die schwächer steigende Binnen-
nachfrage wird aber auch den Importanstieg dämpfen.
Die Inflationsrate wird voraussichtlich auf 2,3% an-
ziehen.
Der Beschäftigungsaufbau dürfte sich im kommen-
den Jahr fortsetzen, allerdings mit deutlich geringeren
Raten als in diesem Jahr. Die Zahl der Arbeitslosen wird
im Jahresverlauf nur noch wenig sinken. Im Jahresdurch-
schnitt 2007 geht die Arbeitslosenquote von 10,4% auf
9,9% zurück. Der Finanzierungssaldo des Staates in
Relation zum nominalen Bruttoinlandsprodukt wird von 
–2,4% in diesem Jahr auf –1,4% im nächsten Jahr sinken.
Exkurs: Ostdeutschland
Der wirtschaftliche Aufschwung hat in der ersten Hälfte
des Jahres 2006 auch die neuen Bundesländer erfasst.
Die gesamtwirtschaftliche Produktion nahm etwa so
stark zu wie in den alten. Besonders kräftig expandierte
die Wertschöpfung des verarbeitenden Gewerbes. Sie
erhöhte sich um 11,3% und damit zum wiederholten
Male mehr als doppelt so schnell wie in den alten Bun-
desländern (4,4%). Umfrageergebnisse deuten darauf
hin, dass sich der Aufwärtstrend im verarbeitenden Ge-
werbe fortsetzt. Angeregt davon, dürfte auch die Wert-
schöpfung der unternehmensnahen Dienstleister und
des Verkehrssektors leicht zunehmen. Die Bautätigkeit
wird, anders als in den alten Bundesländern, weiter
zurückgehen, aber verlangsamt.
Im Jahr 2007 wird der Aufwärtstrend der gesamtwirt-
schaftlichen Produktion auch in Ostdeutschland anhal-
ten, das Expansionstempo wird aber wie in West-
deutschland geringer sein als in diesem Jahr. Den
größten Wachstumsbeitrag wird erneut das verarbeiten-
de Gewerbe leisten. Insgesamt dürfte die gesamtwirt-
schaftliche Produktion in Ostdeutschland in diesem Jahr
um rund 2% und im Jahr 2007 um reichlich 1% steigen. 
Die Besserung der Wirtschaftslage strahlt auch in
Ostdeutschland auf den Arbeitsmarkt aus. Die Zahl der
sozialversicherungspflichtig Beschäftigten nahm seit
Jahresbeginn zu und überschritt den Vorjahresstand in
den vergangenen Monaten deutlich. Zuwächse gab es
insbesondere im verarbeitenden Gewerbe und bei den
unternehmensnahen Dienstleistern. Im kommenden Jahr27
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wird sich die Belebung auf dem Arbeitsmarkt infolge des
geringen Produktionswachstums stärker als in West-
deutschland abschwächen. Die Zahl der Erwerbstätigen
dürfte sich in diesem Jahr um 80.000 und im nächsten
um 30.000 erhöhen. Die Arbeitslosenquote bleibt trotz
rückläufiger Arbeitslosenzahlen auch im Jahr 2007 mit
16,0% fast doppelt so hoch wie in Westdeutschland.
Zur Wirtschaftspolitik
Die Wirtschaftspolitik hat in den vergangenen Jahren
durchaus einiges unternommen, um die Wachstumsbe-
dingungen und die Beschäftigungsaussichten zu verbes-
sern. So wurden die Abgabenlast verringert sowie eine
Reihe von Reformen auf dem Arbeitsmarkt und bei den
sozialen Sicherungssystemen eingeleitet. Zudem trug eine
moderate Lohnpolitik zur Wende auf dem Arbeitsmarkt
bei. Die trendmäßige Wachstumsrate ist aber immer
noch niedrig; außerdem ist die Arbeitslosenquote, insbe-
sondere für die Niedrigqualifizierten, zu hoch.
Die Bundesregierung hat im Koalitionsvertrag vier Be-
reiche genannt, wo sie ansetzen will, um die Lage der
deutschen Wirtschaft fundamental zu verbessern: Die
Konsolidierung der öffentlichen Haushalte, die Reform
der Unternehmensbesteuerung, die Reform im Gesund-
heitswesen und die Flexibilisierung des Arbeitsmarktes.
Wenn man hier mit großen Schritten vorankäme, wären
die Wachstumsperspektiven und die Aussichten für den
Arbeitsmarkt am Ende der Legislaturperiode sicherlich
wesentlich günstiger einzuschätzen, als dies gegenwär-
tig der Fall ist. Die entscheidende Frage ist daher, ob hier
tatsächlich der große Durchbruch bevorsteht. Das Pro-
gramm der Bundesregierung lässt sich zwar noch nicht
endgültig beurteilen, da nicht alle Maßnahmen in diesen
vier Bereichen bekannt sind. Die vorliegenden Informa-
tionen lassen nach Auffassung der Institute aber erken-
nen, dass die Vorhaben weit hinter dem zurückbleiben,
was zur deutlichen Verbesserung der Wachstums- und
Beschäftigungsbedingungen erforderlich wäre. Bei der
Arbeitsmarktpolitik werden von den Parteien der Regie-
rungskoalition Maßnahmen erörtert, welche die Wachs-
tumsaussichten sogar verschlechtern würden.
Ein Grund für dieses pessimistische Urteil ist, dass
sich die Bundesregierung offenbar nicht dazu durchringen
kann, die Eingriffe des Staates dort zurückzuführen, wo
Tabelle 1: Eckdaten der Prognose für Deutschland
2002 2003 2004 2005 2006 2007
Bruttoinlandsprodukta
(Veränderung gegenüber dem Vorjahr in %)
0,0 –0,2 1,2 0,9 2,3 1,4
Westdeutschlandb, c –0,1 –0,3 1,6 1,0 2,3 1,4
Ostdeutschlandc 1,1 1,0 1,9 –0,1 2,1 1,2
Erwerbstätiged (in 1.000 Personen) 39.096 38.724 38.875 38.823 39.025 39.264
Arbeitslose (in 1.000 Personen) 4.061 4.377 4.381 4.861 4.523 4.308
Arbeitslosenquotee (in %) 9,4 10,2 10,1 11,2 10,4 9,9
Verbraucherpreisef
(Veränderung gegenüber dem Vorjahr in %)
1,4 1,1 1,6 2,0 1,7 2,3
Lohnstückkosteng
(Veränderung gegenüber dem Vorjahr in %)
0,8 0,8 –0,4 –1,1 –1,2 0,1
Finanzierungssaldo des Staatesh
in Mrd.€ –78,3 –87,0 –82,5 –72,6 –55,4 –32,9
in % des nominalen Bruttoinlandsprodukts –3,7 –4,0 –3,7 –3,2 –2,4 –1,4
Leistungsbilanzsaldo (in Mrd.€) 43,4 40,3 81,9 92,6 94,7 115,5
a) In Preisen des Vorjahres. – b) Einschließlich Berlin. – c) Rechenstand: Februar 2006; in Preisen des Vorjahres. – d) Im Inland. – e) Ar-
beitslose in % der inländischen Erwerbspersonen (Wohnortkonzept). – f) Verbraucherpreisindex (2000 = 100). – g) Im Inland entstande-
ne Arbeitnehmerentgelte je Arbeitnehmer bezogen auf das Bruttoinlandsprodukt in Preisen des Vorjahres je Erwerbstätigen. – h) In der
Abgrenzung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung (ESVG 95).
Quellen: Statistisches Bundesamt, Bundesagentur für Arbeit, Arbeitskreis Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung (VGR) der Länder, Deut-
sche Bundesbank; 2006 und 2007: Prognose der Institute.28
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der Marktprozess bessere Lösungen liefert, und mehr 
Eigenverantwortung zuzulassen. Dies zeigt sich exem-
plarisch an der geplanten Gesundheitsreform. Nach wie
vor wird von der Bundesregierung hier eine wesentliche
Aufgabe des Staates darin gesehen, die Ausgaben der
Privaten bürokratisch zu lenken und durch diverse Ein-
griffe, wie die Deckelung der Ausgaben und die Fixierung
von Preisen, zu begrenzen. Erforderlich wäre hier ein
Systemwechsel, der es den Bürgern mehr als bisher
überlässt, die Entscheidungen über Art und Umfang der
Quellen: Statistisches Bundesamt, Berechnungen der Institute; ab III. Quartal 2006: Prognose der Institute.
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a) Veränderung gegenüber dem Vorquartal in %, auf Jahreswerte hochgerechnet.
b) Zahlenangaben: Veränderung der Ursprungswerte gegenüber dem Vorjahr in %.
Tabelle 2: Arbeitsmarktbilanz für Ostdeutschland (Jahresdurchschnittswerte in 1.000 Personen)
Quellen: Statistisches Bundesamt, Bundesagentur für Arbeit, Arbeitskreis Erwerbstätigenrechnung des Bundes und der Länder (Rechen-
stand: August 2005); 2006 und 2007: Prognose der Institute.
2002 2003 2004 2005 2006 2007
Ostdeutschlanda
Erwerbstätige Inländerb 7.582 7.493 7.494 7.425 7.505 7.535
Arbeitslose 1.563 1.624 1.599 1.614 1.486 1.440
Arbeitslosenquotec 17,1 17,8 17,6 17,9 16,5 16,0
Aktive Arbeitsmarktpolitik
Kurzarbeit 45 35 29 25 15 15
Beschäftigung schaffende Maßnahmen 149 113 95 50 35 37
Berufliche Weiterbildung 142 99 63 38 40 40
a) Ostdeutschland: neue Bundesländer einschließlich Berlin. – b) Schätzung der Institute auf Basis der Länderergebnisse der Erwerbs-
tätigenrechnung von August 2005. – c) Arbeitslose in % der inländischen Erwerbspersonen (Erwerbstätige Inländer plus Arbeitslose).29
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Versicherung selbst zu fällen. Stattdessen gibt es gerade
bei den Sozialversicherungen eine Vielzahl von Eingriffen,
die überwiegend verteilungspolitisch motiviert sind, wo-
bei im Unklaren bleibt, wer tatsächlich von der Umvertei-
lung profitiert und wer letztlich die Kosten trägt.
Das Defizit der öffentlichen Haushalte wird zwar deut-
lich verringert, allerdings erfolgte die Konsolidierung
überwiegend auf der Einnahmenseite. Unter Wachs-
tumsgesichtspunkten wäre eine größere Rückführung
der konsumtiven Ausgaben, insbesondere der Subven-
tionen, notwendig. Bei der qualitativen Konsolidierung
gibt es kaum Fortschritte, vor allem müssen die investi-
ven Ausgaben des Staates wieder erhöht werden. Insge-
samt gibt es aber noch beträchtliche Einsparpotenziale,
um die Staatsquote weiter zurückzuführen.
Bei der geplanten Reform der Unternehmensbe-
steuerung soll zwar die tarifliche Steuerbelastung deut-
lich vermindert werden, die von der Regierung für nötig
erachtete Gegenfinanzierung soll aber dadurch gesichert
werden, dass ertragsunabhängige Finanzierungskos-
ten besteuert und die Abschreibungsbedingungen ver-
schlechtert werden. Wird der Entwurf umgesetzt, dürfte
weder die Entscheidungsneutralität hergestellt noch die
Transparenz des Steuersystems erhöht werden. Alles in
allem wäre der Wachstumseffekt der Unternehmensteuer-
reform allenfalls gering.
In der Arbeitsmarktpolitik stehen weit reichende Ent-
scheidungen an. Die Institute sehen die gegenwärtige
Diskussion mit Sorge. Zu befürchten sind nämlich völlig
unsystematische Maßnahmen im Zusammenhang mit
der Reform des Niedriglohnsektors sowie die Einführung
eines Mindestlohnes. Beides halten die Institute im Hin-
blick auf das Beschäftigungsziel für schädlich.
Die Lohnpolitik hat in den vergangenen Jahren einen
moderaten Kurs verfolgt und so dazu beigetragen, die
Beschäftigungssituation zu verbessern. Dieser Kurs soll-
te fortgesetzt werden. Insbesondere sollten die Gewerk-
schaften den durch die Mehrwertsteuererhöhung aus-
gelösten Preisschub nicht zum Anlass nehmen, deutlich
höhere Tariflohnsteigerungen durchzusetzen. 
Die Europäische Zentralbank hat seit Dezember 2005
den Leitzins schrittweise auf nunmehr 3,25% angeho-
ben. Die Institute teilen die Auffassung der Europäischen
Zentralbank, dass Risiken für die Preisniveaustabilität be-
stehen. Sie halten daher einen weiteren Zinsschritt auf
3,5% bis Ende dieses Jahres für angemessen, zumal die
Konjunktur im Euroraum auch im nächsten Jahr aufwärts
gerichtet bleibt.
1 Gekürzte Fassung des „Herbstgutachtens“ der in der Arbeitsgemein-
schaft deutscher wirtschaftswissenschaftlicher Forschungsinstitute e.V.,
Berlin, zusammengeschlossenen Institute, veröffentlicht in: ifo Schnell-
dienst, 20/2006, S. 3–54.
2 Hier wird angenommen, dass die privaten Haushalte 2006 Konsumgüter-
käufe in einem Volumen von rund 4 Mrd.€ vorziehen, um die Belastung
durch die zu Jahresbeginn 2007 um 3 Prozentpunkte steigende Mehr-
wertsteuer zu umgehen. Beim privaten Wohnungsbau werden Vorzieh-
effekte in einer Größenordnung von 1/2 Mrd.€ angesetzt. Ein Teil der
Güter wird importiert; die heimische Produktion wird ingesamt um 
3 Mrd.€ angeregt.